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markiger Sprüche überforderter Politiker derartige Anschläge 
zu verhindern und in die terroristischen Strukturen vorzudrin-
gen. Die Drahtzieher der Pariser Zelle und womöglich auch die-
ser Attacken waren Belgier.

Für uns gilt, dass wir uns wie die meisten Menschen in 
Brüssel nach diesen Anschlägen und so kurz vor dem Os-
terfest nach Frieden und Sicherheit sehnen. Während die Fi-
nanzströme – etwa über das Bankensystem – zugunsten des 
Islamischen Staates weiter nicht ausgetrocknet sind, wird kei-
ne Bombe auf Rakka oder Mossul diesen Wahnsinn stoppen. 

Umso verwerfl icher ist der schäbige Deal und der Menschen-
handel mit dem Terrorpaten Erdogan.

Die Linke ist in Europa nun nötiger denn je. Lasst uns in die-
ser schwierigen Zeit die Reihen schließen. Ich bin stolz, einer 
Partei anzugehören, die diesen Wahnsinn immer entschieden 
bekämpft hat. Ich freue mich, mit Euch weiter soziale Gerech-
tigkeit, Demokratie und Frieden in Europa gegen Terror, Brand-
stifter und Schlafwandler zu verteidigen.

Ich wünsche Euch frohe Ostern aus Brüssel,
Fabio De Masi, Europaabgeordneter der LINKEN

»Sie spielen mit dem Feuer«
Von Christiane Schneider

Seit dem letzten »BürgerInnenbrief« vom 18. Februar hat sich 
in Sachen Flüchtlingspolitik einiges getan:
■ Die Volksinitiative »Hamburg für gute Integration« hat

sich gebildet und innerhalb von nur fünf Tagen 26.000 Un-
terschriften, weit mehr als in diesem ersten Schritt erfor-
derlich, unter vier Forderungen gesammelt: keine neuen
Standorte mit mehr als 300 Flüchtlingen; möglichst Redu-
zierung der Verweildauer in der Zentralen Erstaufnahme
auf zwei Monate; Mindestabstand zwischen allen Standor-
ten mit mehr als 100 Flüchtlingen von 1.000 m Luftlinie (in
Ausnahmefällen 500 m); Änderung des Verteilschlüssels
zwischen den Bundesländern sowie Kooperationsvereinba-
rungen mit den Nachbarländern. Die Bürgerschaft hat nun
vier Monate Zeit, sich zu der Volksinitiative zu verhalten.
Übernimmt sie die Forderungen nicht, können die Initiato-
rInnen die zweite Stufe, das Volksbegehren, einleiten und
nach dessen erfolgreichem Abschluss und einer weiteren
Vier-Monats-Frist schließlich die dritte Stufe, den Volksent-
scheid. Da sie die erste Stufe außerordentlich schnell ge-
nommen haben, können sie mit dem Volksentscheid noch
die Bundestagswahlen im September 2017 erreichen.

■ Die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten haben
weitere, vielleicht entscheidende Schritte getan, die Fe-
stungsmauern um Europa weiter zu verstärken und die
Türkei als Grenzwächter einzusetzen. Während – nein:
weil – in Idomeni an der Grenze zu Mazedonien verzwei-
felte Menschen im Schlamm auf ein Durchkommen hof-

fen und die Zahl in Griechenland strandender Gefl üchte-
ter tagtäglich steigt, sinkt die Zahl der Gefl üchteten, die es 
nach Deutschland schaffen, spürbar. 

■ Hinzu kommt das Asylpaket II mit seinen schweren An-
griffen auf fundamentale Rechte von Asylsuchenden. Ab-
schiebungen nehmen absehbar dramatisch zu.

■ Die AfD hat bei den Kommunalwahlen in Hessen und in
drei Landtagswahlen in Ost und West einen erschreckend
hohen WählerInnenzuspruch erhalten. Ihr Einfl uss auf an-
dere Parteien und auf die gesellschaftliche Debatte, ins-
besondere um die Flüchtlingspolitik, nimmt zu. Auch DIE
LINKE verlor Stimmen in erheblicher Größenordnung, und
es ist kein Geheimnis, dass der Streit um die Flüchtlingspo-
litik die Partei erreicht hat.

Meine tiefe Überzeugung ist, dass wir den menschen- und 
grundrechtsbasierten Politikansatz nicht aufgeben dürfen. 
In diesem Sinne habe ich am 2. März, an dem Tag, an dem 
die 26.000 Unterschriften überreicht wurden, in der Bürger-
schaft unsere Position zur Volksinitiative »Hamburg für gute 
Integration« vorgebracht: 

»Hamburg: Stadt des Ankommens. Alle sind gefragt! Grund-
rechte sind nicht verhandelbar.

Unser Anliegen ist, dass Hamburg eine Stadt des Ankom-
mens wird: Hamburg soll Schutzsuchenden Zufl ucht und eine 
Perspektive bieten und Bedingungen ihrer Teilhabe schaf-
fen. Grundvoraussetzung für alles Weitere ist eine menschen-
würdige Unterkunft. Dazu ist Hamburg rechtlich verpfl ichtet, 



Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Christiane Schneider (0160 944 74 677 | 
christiane.schneider@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Schneider, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | BürgerInnenbrief 24.3.2016 Seite 3 

nicht zuletzt auch durch die Verpfl ichtung auf die Menschen-
rechte. In der letzten Woche hat sich nun eine Volksinitiative 
aufgemacht und in fünf Tagen die nötigen Unterschriften ge-
sammelt, die sich ›Hamburg für gute Integration‹ nennt. Das 
hört sich gut an. Die Krux ist: Nimmt man ihre Forderungen 
unter die Lupe, tut sich ein unlösbarer Widerspruch auf zwi-
schen der Verpfl ichtung, Schutzsuchende aufzunehmen, und 
den Bedingungen, die die Initiative als Voraussetzung einer 
›nachhaltigen Integration‹ ansieht.

Allein die Forderung, zwischen allen Standorten mit mehr 
als 100 Flüchtlingen einen Mindestabstand von 1.000 Meter 
Luftlinie einzuhalten, würde bedeuten, dass etwa von den der-
zeit 9.000 Plätzen in Wandsbek fast zwei Drittel verschwin-
den müssen. In Altona blieben von derzeit 6.870 Plätzen rund 
1.600 übrig. Allein in diesen beiden Bezirken müssten für über 
11.000 Gefl üchtete neue Unterkünfte geschaffen werden. Und 
legt man die Zahlen des Senats zugrunde, dann läuft die Forde-
rung, dass ab sofort an keinem Standort mehr als 300 Gefl üch-
tete untergebracht werden dürfen, darauf hinaus, dass 2016 
mindestens 134 neue Standorte gefunden werden müssten. 
Diese beiden Forderungen sind jenseits von Gut und Böse. 
Würden sie umgesetzt, müsste Hamburg bald seine Tore für 
Schutzsuchende schließen. Sie laufen auf eine Obergrenze hi-
naus, also darauf, rechtliche Aufnahmeverpfl ichtungen ebenso 
auszuhebeln wie das Menschenrecht auf ein Dach über dem 
Kopf. Gefl üchtete würden mangels Folgeunterkünften noch 
länger in Erstaufnahmeeinrichtungen festgesetzt. Zelte und 
Hallen würden zu Dauereinrichtungen, zahlreiche Schutzsu-
chende der Obdachlosigkeit ausgeliefert. Die Volksinitiative 
stellt mit ihren Forderungen Grund- und Menschenrechte der 
Gefl üchteten zur Abstimmung. Das geht gar nicht!

Wir unterstellen nicht, dass die InitiatorInnen das alles be-
zwecken. Aber sie mobilisieren Stimmungen. Sie pokern. Sie 
pokern mit Grundrechten der Gefl üchteten, die gerade als Ge-
fl üchtete auf die Achtung ihrer Grund- und Menschenrechte 
dringend angewiesen sind. Sie spielen mit dem Feuer. Und 
deshalb lehnen wir die Volksinitiative ab.

Wir wollen, dass die Stadt alles tut, um bestmögliche Be-
dingungen für ein solidarisches Zusammenleben zu schaffen. 
Das heißt auch für uns möglichst dezentrale Unterbringung. 
Gestern wurde ein Projekt der HCU vorgestellt, das die Stadt-
gesellschaft zur Beteiligung auffordert, möglichst viele, ge-
rade auch kleine Flächen für neue Standorte zu fi nden. Na-
türlich fragen wir: Wie ernst ist das gemeint, wie verbindlich 
der Prozess? Wenn es mehr sein soll als eine Hinhaltetaktik, 
dann muss mindestens das bisherige und weitere Verfah-
ren der Flächenfi ndung transparent, nachvollziehbar, müs-
sen Entscheidungen korrigierbar werden. Und: warum erst 
so spät? Warum tut sich der Senat so unendlich schwer, die 
vielen Initiativen, die es seit langem aus der Zivilgesellschaft 
gibt, ernsthaft zu prüfen oder gar aufzugreifen, zum Beispiel: 

Leerstand konsequent zu nutzen: wir brauchen eine 
Taskforce, die ihn aufspürt. Das löst bei weitem nicht die Pro-
bleme, ist aber ein Baustein! 

Büroleerstand in Wohnraum zu verwandeln – warum wer-
den erst sieben Bürogebäude genutzt und sind 26 Standorte 
noch in der Phase Sondierung, Planung oder Umbau? Warum 
wird das stadteigene Springergebäude nicht genutzt, wie im-
mer wieder gefordert?

Ich will jetzt nicht alle bekannten Forderungen und Vor-
schläge aufzählen. Aber eines will ich sagen: Intransparentes 
Handeln und eine fortgesetzte Missachtung des Beteiligungs-
willens sorgen nicht nur für reichlich Unterschriften bei der 
Volksinitiative. Sie erleichtern auch rechtesten Kräften, die 
grundsätzlich etwas gegen Gefl üchtete haben, ihr Geschäft. 
Zivilgesellschaftliches Engagement und der Wille, sich an gu-
ten Lösungen zu beteiligen, dürfen nicht immer wieder ins 
Leere laufen. Beides ist unverzichtbar, um die wachsenden 
Stadtteile so zu gestalten und auszustatten, dass ALLE etwas 
davon haben. Hier ist ein verbindlicher Beteiligungsprozess 
unverzichtbar. 

Betrachten Sie in diesem Sinne die derzeitige Volksinitia-
tive als Chance zu einer dringend notwendigen Korrektur!«
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Ankommensstadt auf Senats-hamburgisch
Von Surya Stülpe, Referentin bei Christiane Schneider

Hamburg baut »Ausreisegewahrsam« am Hamburger 
Flughafen 
Das Instrument des Ausreisegewahrsams wurde im Zuge 
der letzten Asylrechtsverschärfungen (Asylpaket I) als neuer 
§ 62b AufenthG eingeführt. Neben der Erweiterung von Haft-
gründen für die Abschiebehaft sieht das Gesetz auch einen 
Ausreisegewahrsam in Transitzonen von Flughäfen oder in 
Unterkünften vor, von denen aus die Ausreise direkt vollzo-
gen werden kann. 

Der Hamburger rot-grüne Senat will nun als erstes Bundes-
land eine solche Einrichtung bauen. Laut Antwort auf zwei 
Schriftliche Kleine Anfragen von Christiane Schneider wer-
den derzeit entsprechende Verhandlungen mit dem Flug-
hafen in Fuhlsbüttel geführt. Die Einrichtung soll 20 – nach 
Geschlechtern getrennte – Plätze umfassen und vom Einwoh-
nerzentralamt betrieben werden. Gebaut wird voraussichtlich 
auf einer 2.000 Quadratmeter großen Fläche am östlichen Teil 
des Flughafengeländes. Zur »Sicherung der Abschiebung« kön-
nen Gefl üchtete auf richterliche Anordnung für die Dauer von 
längstens vier Tagen in solchen »Ausreisegewahrsam« genom-
men werden. Vermutlich werden auch Gefl üchtete aus ande-
ren Bundesländern »in Amtshilfe« hier festgehalten werden. 

600 Gefl üchtete in Hamburg erhalten nur gekürzte 
Leistungen des Asylbewerberleistungsgesetzes
404 Euro für Alleinstehende, die auf Hartz IV angewiesen 
sind, das ist viel zu wenig. Gefl üchtete bekommen nach dem 
sogenannten Asylbewerberleistungsgesetz noch weniger, 
nämlich lediglich 354 Euro. In den ersten sechs Monaten wer-
den ihnen davon sogar nur 106 Euro in bar ausgezahlt und 
der Rest in Form von Sachleistungen (Fahrkarte, Kleidung, 
Unterkunft, Mahlzeiten) gewährt. Seit der Verabschiedung 
des Asylpakets I sind auch beim Asylbewerberleistungsge-
setz Leistungseinschränkungen als Sanktionsmittel möglich. 

Aus der Antwort des Senates vom 8.3.2016 auf unsere Schrift-
liche Kleine Anfrage (Drucksache 21/3491) wird deutlich, 
dass 599 Menschen, davon 21 Minderjährige, in Hamburg 
von Leistungskürzungen betroffen sind. Sanktionierte Allein-
stehende erhalten demnach nur noch 65,10 Euro zur Deckung 
persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens. 

Afghanische Staatsangehörige verstärkt im Fokus der 
Abschiebebehörden
Die Sicherheitslage in Afghanistan ist äußerst prekär. So be-
schreibt der afghanische Flüchtlingsminister von 34 Provin-
zen 31 als unsicher. Auch die Vereinten Nationen und das 
Auswärtige Amt bezeichnen die Sicherheitslage in Afgha-
nistan seit Jahren als extrem schlecht. Kein Wunder also, 
dass die bereinigte Schutzquote von afghanischen Staatsan-
gehörigen im Jahr 2015 bundesweit bei fast 80% lag.

Dessen ungeachtet hat die Bundesregierung jüngst ih-
ren Willen erklärt, vermehrt nach Afghanistan abzuschie-
ben. Der Bundesinnenminister forderte seine Amtskollegen 
in den Ländern in einem Brief vom 5. Februar auf, ihm Un-
terstützung zu gewähren, damit »noch in diesem Monat min-
destens ein Flug nach Afghanistan mit zurückkehrenden af-
ghanischen Staatsangehörigen durchgeführt werden kann«. 
Dieser Flug fand auch statt.

Das ist eine völlig widersprüchliche und absurde Situa-
tion. Die Bundesregierung will mit dieser Art der Öffentlich-
keitsarbeit wohl vor allem die afghanische Bevölkerung ab-
schrecken und eine Flucht aus Afghanistan delegitimieren. 
Auch der rot-grüne Senat tut sich in dieser Hinsicht hervor: 
In Hamburg wurde jüngst die so genannte Senatorenregelung 
aufgekündigt. Diese Regelung war eine Hamburger Besonder-
heit, die 2008 vom Innensenator Ahlhaus geschaffen wurde, 
um AfghanInnen in Kettenduldung eine Bleibeperspektive zu 
eröffnen. 
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AfD – ante portas
Von Joachim Bischoff

Gut 12,6 Mio. Wahlberechtigte – also mehr als ein Fünftel al-
ler Wahlberechtigten in Deutschland – waren am 13. März 
zur Neuwahl der Landesparlamente aufgerufen. Die Wahlen 
waren ein wichtiger bundespolitischer Stimmungstest, zu-
gleich war es eine Abstimmung über das Thema Flucht und 
Zuwanderung, eine politische Debatte, die im Land dominiert 
und polarisiert.

Die Ergebnisse des Wahlsonntags zeigen einen deutlichen 
Rechtsruck in der bundesdeutschen Gesellschaft. In erster Li-
nie drückt sich die Rechtsverschiebung im Wahltriumph der 
»Alternative für Deutschland« (AfD) aus. Aber auch der Nie-
dergang der Sozialdemokratie in Baden-Württemberg und
Sachsen-Anhalt sowie die Verschiebungen innerhalb der
GRÜNEN belegen die Veränderung der Kräfteverhältnisse.
Unbestritten ist auch: Die Linkspartei hat in diesen Wahlen
eine massive Niederlage eingefahren.

Insgesamt gaben rund 8,7 Mio. von 12,6 Mio. Wahlberech-
tigten ihre Stimme ab. Die Wahlbeteiligung ist deutlich ange-
stiegen. Dabei nimmt in der Tendenz die Wahlbeteiligung in 
Deutschland kontinuierlich ab. Bei den Landtagswahlen 2006 
verzeichneten alle drei Länder Negativrekorde, in Sachsen-
Anhalt ging nicht einmal die Hälfte der Wahlberechtigten zur 
Wahl. Die Debatte über die Flüchtlingsfrage hat also die Be-
völkerung zur erhöhten Stimmabgabe animiert. Doch machen 
die NichtwählerInnen noch immer einen großen Anteil in der 
Bevölkerung aus. Die rechtspopulistische AfD verhöhnt ihre 
KontrahentInnen, dass gerade ihr Agieren diese Aktivierung 
bei der politischen Beteiligung ausgelöst habe. Zudem wird 
der Rechtsruck von Protestbewegungen in der Zivilgesell-
schaft (Pegida, Aktionen gegen Flüchtlingsunterbringung etc.) 
begleitet. Rechtsradikal inspirierte Straftaten und deren me-
diale Begleitmusik nehmen zu. Von rechter Seite wird immer 
unversöhnlicher ein radikaler Politikwechsel eingefordert.

Im Unterschied zu anderen europäischen Ländern war das 
parteipolitische Auftreten von Rechtspopulismus oder Rechts-
extremismus in Deutschland bei Wahlen bis vor kurzem 
nicht sehr erfolgreich. Erst seit den Europawahlen 2014 gibt 
es mit der AfD den Anlauf zur Etablierung einer rechtspopuli-
stischen Partei neben überwiegend auf der politischen Ebene 
bedeutungslosen rechtsextremen Parteien wie der NPD. Das 
WählerInnenpotenzial für eine solche politische Kraft ist al-
lerdings seit längerem vorhanden. Man konnte seit Jahr-
zehnten wissen, dass es auch in der Bundesrepublik fremden-
feindliche, antisemitische, islamfeindliche und überhaupt auf 
Ressentiments gestützte Einstellungen bei bis zu 20% der Be-
völkerung gibt – so wie in anderen EU-Ländern auch, wo sich 
Rechtsaußen-Parteien längst etabliert haben. In Deutschland 
wurde diese untergründige Unmutshaltung ignoriert und da-
rauf gesetzt, dass dieser »Bodensatz« ohne charismatische 
Führungsfi gur nicht aktiviert werden kann.

Es war vordergründig eine Protestwahl. »Für AfD-Anhän-
ger spielt eine große Rolle, dass die AfD den Konsens der üb-
rigen Parteien durchbricht. 72% von ihnen sehen die AfD als 
Partei, die sich deutlich von anderen Parteien unterscheidet, 
74% als Anwalt von Positionen, die in der Bevölkerung durch-
aus weit verbreitet sind. 81% versprechen sich ›frischen Wind 
in der Politik‹. Zwei Drittel der Anhänger sind auch über-
zeugt, dass die AfD eine Lücke im parteipolitischen Spektrum 
füllt.« (Renate Köcher, Die scharfe Kante der AfD, in: FAZ vom 
22.10.2014)

Um dauerhaft Erfolg zu haben, müssen sich populistische 
Parteien ausgehend von der Artikulation aktueller Protest-
stimmungen auch auf politische Zielsetzungen stützen. Der 
wichtigste Bezugspunkt aller rechtspopulistischen Parteien 
ist die tiefe Enttäuschung hinsichtlich des überlieferten Sy-
stems der politischen Willensbildung. Die gewichtigste Un-
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terscheidung für PopulistInnen ist zwischen korrupten und 
unfähigen Eliten und den wachsenden Problemen der »gut-
willigen« Mehrheit der Bevölkerung.

Populistische Parteien sind Anti-Establishment-Parteien 
und geben vor, für das »einfache Volk« zu stehen – im Unter-
schied, so der Vorwurf, zu den anderen Parteien, die das nicht 
mehr tun. Das ist der Kern des Populismus. Der europäische 
Rechtspopulismus setzt sich tatsächlich von Kopenhagen bis 
Rom, von Paris bis Budapest und Berlin aus den immer glei-
chen Ingredienzien zusammen: Ausländerfeindlichkeit im 
Allgemeinen, Islamophobie im Besonderen sowie eine ableh-
nende Haltung gegenüber der EU wie Europa insgesamt, ver-
bunden mit einer tiefsitzenden Skepsis oder gar aggressiven 
Ablehnung gegenüber der politischen Klasse. Die soziale Un-
sicherheit verbindet sich bei den AnhängerInnen der AfD mit 
verbreiteten Stereotypen und Vorurteilen.

Die AfD sieht sich selbst als Widerstandspartei gegenüber 
einer neoliberalen Politik der Internationalisierung, einer ge-
fährlichen Verschlankung des Staats und einer Zerstörung 
von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. 

Die häufi g zu hörende Etikettierung als neoliberale Par-
tei geht m.E. genauso in die Irre wie die Formel Neonazi. Die 
AfD charakterisiert sich als nationalistische Antwort auf den 
Neol iberalismus, wie hier Marc Jongen im Interview mit der 
NZZ am Sonntag vom 13.3.2016.: »In Wahrheit ist es so, dass 
die Regierenden eine Sabotage der Staatsmacht betreiben 
und so die Anarchie befördern. Wenn der Staat nicht mehr 
fähig ist, in gewissen Gegenden die Sicherheit zu gewährlei-
sten, organisieren sich Bürger in Notwehr und übernehmen 
diese Aufgabe. Die AfD würde nie sagen, dass dies ein wün-
schenswerter Zustand sei. Wie zum Rechtsstaat muss auch 
zum staatlichen Gewaltmonopol zurückgekehrt werden. Wir 
fordern die Aufstockung der Polizei, die fast zu Tode gespart 
worden ist… Es gibt verschiedene Methoden, einen Staat zu 
destabilisieren. Auch die schrankenlose Überschwemmung 
mit Menschen, die auf die lange Dauer nicht integrierbar 
sind, weil sie einfach zu viele sind und zu fremd, bedeutet 
eine Destabilisierung.«

Die politische Zäsur durch die Landtagswahlergebnisse 
kommt nicht überraschend. Schon die Ergebnisse der Kom-
munalwahlen in Hessen vom 6. März offenbarten die Tendenz 
der Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse. Auch die 
letzte Umfrage in Hamburg aus dem Januar 2016 belegt, dass 
in der Hansestadt die Wahlbevölkerung ähnlich tickt. Wären 
aktuell Bürgerschaftswahlen, würde die SPD von Bürgermei-
ster Olaf Scholz stark verlieren, großer Sieger wäre die AfD. 
Demnach käme die SPD nach 45,6% bei der Wahl im Februar 
2015 jetzt nur noch auf 37%. Die CDU würde sich gegenüber 
ihrem Negativrekord von 15,9% von vor einem Jahr noch ein-
mal auf 14% verschlechtern. Die GRÜNEN würden leicht auf 
13% zulegen (2015: 12,3), die LINKE käme auf 10% (8,5), und 
die FDP würde ebenfalls moderat gestärkt und käme auf 8% 
(7,4). Große Wahlgewinnerin wäre die AfD, die ihr Ergebnis 
von 6,1% im Jahr 2015 auf 13% mehr als verdoppeln könnte.

Fasst man die Ergebnisse der Landtagswahlen zusammen 
und formuliert für das Frühjahr 2016 einen bundesweiten  

Trend, dann sind die Aussichten eindeutig: Die SPD bliebe mit 
18% der Stimmen noch unter ihrer Marke von 25%, die GRÜ-
NEN würden mit 20% deutlich mehr als ihre aktuellen Werte 
von 10 bis 11% holen und die Linkspartei hätte Mühe, über 
die 5%-Hürde zu klettern. Die CDU würde immerhin noch bei 
fast 30% liegen. Die AfD wäre zweistellig und käme auf rund 
15 bis 16% – wäre also demnächst drittstärkste Kraft und läge 
damit auf dem Niveau vieler EU-Mitgliedsstaaten. Eine Sozi-
aldemokratie, die die Linkspartei vor sich hertreiben könnte, 
gibt es nicht mehr. 

Die Diskussion, was diese Entwicklungen für die Strategie 
der Linkspartei zusammen mit dem Rechtsruck im Parteien-
system bedeuten, hat gerade erst begonnen. Die Fraktionsvor-
sitzende Sahra Wagenknecht hat schon einmal Pfl öcke einge-
schlagen. Sie schockiert die Partei mit drei Thesen: 
1. »Tatsächlich ist die Bundeskanzlerin Merkel für den 

schlimmsten Rechtsruck in Deutschland nach 1945 ver-
antwortlich. Merkel habe ›mit ihrer unkoordinierten, kon-
zeptionslosen Politik zu sehr viel Verunsicherung und 
Ängsten beigetragen. Ihre Politik läuft darauf hinaus, die 
Kosten der Flüchtlingsintegration der Mittelschicht und 
den Ärmeren aufzubürden. Das treibt der AfD die Wähler 
zu‹.« 

2. »Es war nie linke Position, so viele Flüchtlinge wie möglich 
nach Deutschland zu holen«, sagt Wagenknecht vor und 
nach den Wahlen und fordert zugleich eine politische Kor-
rektur in Programmatik und Strategie. »Wir haben in der 
Flüchtlingsdebatte offensichtlich den Zugang zu einem er-
heblichen Teil unserer Wähler verloren.« »Wir müssen da-
rüber nachdenken, wie wir das ändern.«

3. Sie hält es für unzulässig, alle AfD-Wähler als Rassisten zu 
denunzieren. Der Erfolg der AfD zeige, dass sich viele Deut-
sche wegen ihrer schlechten Lebensumstände Sorgen um 
die Zukunft machen.

Richtig ist: Nach den katastrophalen Ergebnissen in den Land-
tagswahlen und Umfragen kann die LINKE nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen. Unstrittig ist, dass wir eine selbst-
kritische Debatte führen müssen. Trotzdem kann man nicht 
vor die Presse gehen und Vorstellungen für einen neuen Kurs 
vor allem in der Flüchtlingspolitik präsentieren. Es ist nicht 
akzeptabel, dass Sahra Wagenknecht diese im Alleingang in 
der Öffentlichkeit propagiert und die Mitgliedschaft vor voll-
endete Tatsachen stellt. Diese Verletzung der Regeln inner-
parteilicher Demokratie ist eine schwere Hypothek für die 
unaufschiebbare selbstkritische Bilanz der Politik der Links-
partei. Faktisch ist die Konfrontation der politischen Strö-
mungen damit voll entbrannt: Gregor Gysi gibt Wagenknecht 
Mitschuld an den Wahlverlusten der Linken. Und wenn he-
rausragende Persönlichkeiten wie Katja Kipping und Sahra 
Wagenknecht unterschiedliche Positionen beziehen, dann 
wird es eben schwierig. 

Sicher gibt es unter Mitgliedern und MandatsträgerInnen 
der AfD Rassisten, Rechtsextreme und Anhänger von auto-
ritären Regimen. Gleichwohl hilft es nicht weiter, in der po-
litischen Konfrontation bei dieser Etikettierung stehenzu-
bleiben. Sahra Wagenknecht unterstreicht daher zu Recht: 
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»Natürlich darf man nicht pauschal alle Menschen, die sich 
angesichts hoher Flüchtlingszahlen noch stärker um Arbeits-
plätze, Sozialleistungen, Wohnungen und steigende Mieten 
sorgen, in eine rassistische Ecke stellen. Das gilt auch für 
Wähler der AfD.« Aber den BürgerInnen mit ihren nationalis-
tischen einfachen Lösungen Recht zu geben und eine Begren-
zung von Zufl ucht und Migration zu unterstützen, ist sicher 
keine tragfähige Konzeption. Bloßes Verständnis für die im 
Labyrinth der Parteienverdrossenheit verirrten BürgerInnen 
hilft uns nicht weiter.

Rassistisch und sozialchauvinistisch aufgeladene Ab- und 
Ausgrenzungen werden nicht aufgrund eigener Betroffenheit 
von sozialem Abstieg unterstützt, sondern aufgrund von – be-

gründeter oder unbegründeter – Angst davor. Die AfD verkör-
pert Einstellungsmuster, die in der gesamten Gesellschaft – 
und damit auch unter den WählerInnen der demokratischen 
Parteien – weit verbreitet sind. Eine Kritik, die lediglich auf 
Verbindungen oder Ähnlichkeiten zur rechtsextremen Szene 
abzielt, verfehlt daher das eigentliche Problem. Wie also kann 
ohne Verteufelung eine grundsätzliche, konfrontative Ausei-
nandersetzung erfolgen? Wichtigster Punkt zunächst: Linke 
KritikerInnen müssen verstehen, was die Grundkonfi gura-
tion des Rechtspopulismus ausmacht. Wer hier zu den Uni-
versalschlüsseln »Neoliberalismus« oder »Neonazis« greift, be-
fi ndet sich in einer mentalen und politischen Sackgasse.

Was treibt die AfD in der Bürgerschaft?
Zum neuen Newsletter der Linksfraktion, von Christiane Schneider

Schon vor den Landtagswahlen Mitte März hatte die Fraktion 
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft beschlossen, 
einen neuen Newsletter herauszugeben. Nun legen wir los: 
Wir wollen darüber informieren, was die AfD in der Bürger-
schaft eigentlich treibt. 

Zwar sind ihre parlamentarischen Beiträge – Anträge, Re-
den, Kleine und Große Anfragen – über die Parlamentsdaten-
bank öffentlich zugänglich. Doch wir wollen die Information 
erleichtern und so die politische Auseinandersetzung för-
dern.

Mehr als ein Jahr ist die AfD nun in der Bürgerschaft. Sie 
hat die Bürgerschaft verändert. Gestritten wurde immer. Die 
politischen Differenzen zum Beispiel zwischen uns und der 
CDU sind tief. Was also ist anders geworden? 

Die AfD ist keine Partei wie die anderen, nur etwas weiter 
rechts verortet. Ihre Fraktion in der Bürgerschaft lässt keinen 
Zweifel daran, dass sie die gesellschaftliche Realität nicht an-
erkennt, sondern grundlegend ändern will. Sie akzeptiert die 

Veränderungen der letzten Jahrzehnte nicht, nicht die Viel-
falt der Lebensentwürfe und schon gar nicht die kulturelle 
und religiöse Vielfalt. Sie stellt diese Vielfalt in Frage, will 
sie zerstören. Und dazu nutzt sie die Bürgerschaft. Von Be-
ginn an ist ihr hauptsächliches, manchmal fast schon einziges 
Thema die Flüchtlingspolitik. Sie greift die »Altparteien« an, 
sie greift geltendes Recht an, Grundrechte wie das Recht auf 
Asyl oder Religionsfreiheit, vor allem aber greift sie die Men-
schenwürde und die Menschenrechte der Gefl üchteten an. 

In den ersten Monaten ihres Bürgerschaftsauftritts konnte 
man noch geneigt sein, die AfD zu unterschätzen, so tollpat-
schig hat sie sich teilweise angestellt. Auch jetzt sind ihre Ab-
geordneten etwa in der Ausschussarbeit kaum präsent, wis-
sen inhaltlich wenig zu sagen. Doch Unterschätzung wäre 
völlig falsch. Das haben nicht nur die jüngsten Wahlen ge-
zeigt. 

Viele Menschen kommen mit den erfahrenen Brüchen 
nicht klar, mit der Globalisierung, den krisenhaften Entwick-
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Auf zum Hamburger Ostermarsch 2016!

Der Hamburger Ostermarsch, zu dem auch wir traditionell 
aufrufen, fi ndet in diesem Jahr am Ostermontag, den 28. März, 
statt. Auftakt ist um 12.00 Uhr bei der Erlöserkirche (Junge-
straße 7), um 11.30 Uhr gibt es in der Kirche eine Friedens-
andacht, danach geht es mit dem Demonstrationszug nach St. 

Georg, wo die Veranstaltung mit einem Friedensfest auf dem 
Carl-von-Ossietzky-Fest an der Langen Reihe endet. Und hier 
der diesjährige Aufruf, komplett und mit den Unterzeichne-
rInnen zu fi nden unter www.hamburgerforum.org/pdf/OM-
Flugblatt-2016.pdf. 

Hamburger Ostermarschaufruf 2016 
Keine Bundeswehreinsätze im Ausland – 
Syrieneinsatz beenden! Rüstungsexporte stoppen! 

Flüchtlinge aufnehmen – Fluchtursachen bekämpfen! 
Die Welt ist aus den Fugen – das ist nicht zu übersehen: 
Nicht nur in Syrien und Afghanistan, auch im Jemen, innerhalb 
der Türkei und in vielen anderen Ländern herrscht Krieg – viel-
fach unter Beteiligung oder geschürt von NATO-Staaten und 
ihren Verbündeten, die ihre Öl-, Gas- und Uranversorgung oder 
andere wirtschaftliche und politische Interessen absichern 
wollen. 

In Syrien ist jetzt auch die Bundeswehr im Einsatz, während 
die Finanzströme des »Islamischen Staats« weiter ungehindert 
fl ießen. Aus dem Debakel der Einsätze in Afghanistan und Li-
byen wurde nichts gelernt. Insbesondere die USA setzen in 
vielen Ländern Drohnen ein, um mutmaßliche Terroristen zu 
töten, und treffen dabei viele Unbeteiligte, Frauen und Kinder. 
Die globalen Militärausgaben liegen bei rund 1.700 Milliarden 
US-Dollar jährlich. Mit 610 Milliarden Dollar geben die USA 
im weltweiten Vergleich mit Abstand das meiste Geld für Rüs-
tung aus. Es werden neue Atomwaffen produziert. Die UNO 
verliert international an Bedeutung, während das Völkerrecht 
immer mehr zum Recht des Stärkeren verkommt. USA und 
EU verfolgen wirtschaftliche und politische Interessen durch 
»Freihandelsabkommen« und Wirtschaftssanktionen, z.B. ge-

gen Russland. Während weltweit die Armut zunimmt, werden 
einige Superreiche immer reicher. 

Jedes Jahr verhungern Millionen Menschen. Soziales Elend 
nimmt weltweit zu, die Schere zwischen Arm und Reich klafft 
immer weiter auseinander. Die Arbeitslosigkeit steigt. Das Geld 
zur Rettung des Finanzsystems wird den Bevölkerungen durch 
Lohndumping und Sozialabbau abgepresst. Rassismus, Nati-
onalismus und Fundamentalismus nehmen zu. Klimawandel 
und Umweltverschmutzung mit dramatischen wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen, zunehmende Überwachung der Bevölke-
rung und Abbau demokratischer Rechte kennzeichnen unser 
Leben. All dies führt weltweit zu 60 Millionen Flüchtlingen, von 
denen bislang rund eine Million nach Deutschland gekommen 
sind – trotz restriktiver Flüchtlingspolitik. 

Für diesen Zustand der Welt ist in großem Maße die Politik 
der westlichen Industrieländer – und auch Deutschlands – ver-
antwortlich: 
■ Es werden Waffen in Krisengebiete und kriegsführende Län-

der exportiert – gerade auch aus Deutschland; der Hambur-
ger Hafen ist eine Drehscheibe des internationalen Waffen-
handels. 

■ Die Bundeswehr ist inzwischen weltweit an Kriegen be-
teiligt. Die Bundesregierung nennt dies schönfärberisch 
»Verantwortung übernehmen«. Für Militäreinsätze ist man 
bereit, viel Geld auszugeben, während in den Flüchtlingsla-
gern im Nahen Osten die Menschen hungern, da das Flücht-
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lingshilfswerk der UNO kein Geld für die notwendigste Hilfe 
bekommt. 

■ Viele Medien betreiben Kriegspropaganda, Staaten wie 
Russland oder der Iran werden dämonisiert und es wird 
Furcht vor dem islamistischen Terrorismus geschürt. 

■ Die Energiewende stockt, der Kampf um Energieressourcen 
wird weiter mit allen, auch militärischen Mitteln ausgetra-
gen. 

■ Der Export von Müll, die industrielle Landwirtschaft und die 
Überfi schung der Meere tragen weltweit zu Hunger, Armut 
und Verelendung sowie zur Zerstörung unserer Umwelt 
bei. 

■ Wirtschaftlich schwächeren Ländern werden Freihandels-
abkommen aufgezwungen, die dort zur Verarmung großer 
Bevölkerungsteile beitragen. 

Dagegen setzen wir mit dem Ostermarsch ein Zeichen: Zu die-
ser Politik gibt es Alternativen. Die wollen wir aufzeigen. Wir 
wollen Abrüstung. Das Geld, das für Rüstung und Krieg ausge-
geben wird, brauchen wir für die Lösung globaler Probleme, für 
Bildung und medizinische Versorgung, für soziale Sicherheit. 
Engagieren wir uns alle gemeinsam: 
■ Für die Beendigung aller Kriegseinsätze und einen Stopp 

der Aufrüstung – Nein zu Killerdrohnen für die Bundeswehr 

■ Für die Austrocknung der Finanzen von Terrororganisati-
onen – Nein zum Einsatz der Bundeswehr in Syrien 

■ Für die Ächtung und Verschrottung aller Atomwaffen – Nein 
zur grundlegenden Erneuerung der in Büchel stationierten 
US-Atomwaffen

■ Für die Aufl ösung des Kriegsbündnisses NATO und die Stär-
kung der UNO – Nein zur Militarisierung der EU 

■ Für die Aufl ösung der Geheimdienste – Nein zu geheim-
dienstlichen Interventionen, Cyberwar und totaler Überwa-
chung 

■ Für den Atomausstieg und eine dezentrale Energiewende 
– Nein zu neuen Kohlekraftwerken und Fracking 

■ Für bezahlbaren Wohnraum und kostenlose Bildung – Nein 
zu Privatisierung und Sozialabbau 

■ Für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung – Nein zu den 
»Freihandelsabkommen« TTIP, CETA und TISA

■ Für die Beendigung der Rüstungsproduktion – Nein zu Waf-
fenexporten über den Hamburger Hafen 

■ Für eine menschenwürdige Aufnahme von Flüchtlingen und 
gleiche Rechte für alle hier lebenden Menschen – Nein zu 
Rassismus und Nationalismus

Wachsam auf der Bastion Albertus
Von Birgit Kiupel, für die Anwohnerinitiative Neustadt

Auf der Bastion »Albertus« haben viele schon Silvester gefei-
ert oder Sonnenuntergänge mit malerischem Panorama auf 
Hafen und Stadt genossen. Hier oben auf der kreisrunden 
Aussichtsterrasse vor der Jugendherberge ist Geschichte und 
Zukunft Hamburgs noch für alle nachvollziehbar. Noch, denn 
an diesem markanten Abschluss des alten Festungsrings na-
gen InvestorInnen, mit dem Segen von Politik und Behörden. In 
den schattigen Hang hinein, über der S-Bahn-Haltestelle »Lan-

dungsbrücken« soll ein massiver Baukomplex errichtet werden 
– mit einem sechsstöckigen Hochhaus. 

In unmittelbarer Nähe des Alten Elbparks und des Bismarck-
Denkmals, die demnächst denkmalgerecht und mit einer ho-
hen Millionensumme saniert und denkmalgerecht wiederher-
gestellt werden sollen. Natürlich unter »Bürgerbeteiligung«. 
Auf den öffentlichen Spaziergängen mit VertreterInnen des 
Denkmalschutzamtes hörten wir denn auch 2015 viele klein-
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laute und verdruckste Kommentare zum Bauprojekt Hafentor.  
Dabei stand die Bastion Alberti bereits nach dem Zweiten 
Weltkrieg im Zentrum von Begehrlichkeiten, wie mir in einem 
Gespräch am 11. Januar 1994 die damals 96-jährige Paula 
Karpinski erläuterte, Hamburgs erste Senatorin und zwischen 
1957 und 1961 für die Jugendbehörde zuständig. »Ein schwie-
riges Unterfangen war die Errichtung der Jugendherberge auf 
dem Stintfang. Im Senat saßen damals Dudek (Finanzsenator), 
Schiller (Wirtschaftssenator) und Brauer (Bürgermeister). Sie 
alle waren gegen diesen Standort. Brauer zum Beispiel, weil er 
überzeugt war, dass an dieser wichtigen Stelle ein Hotel ste-
hen sollte. Ich rief die Jugendverbände zusammen und bat sie: 
›Also, Kinder, jetzt müsst ihr mir helfen.‹ Dann warb ich Never-
mann, und begründete diesen Standort mit den Worten: ›Die 
Jugendherberge ist der Ort, zu dem viele junge Menschen aus 
allen Städten, ja sogar aus allen Ländern kommen. Sie sehen 
auf den Hafen, erblicken dieses rege Leben dort und sind be-
geistert. Wenn sie älter werden, erinnern sie sich und kommen 
wieder und sind dadurch für Hamburg ein Wirtschaftsfaktor.‹ 
So hab ich sie rumgekriegt.«

In diesem historischen O-Ton werden bis heute gültige Grün-
de für einen Einspruch gegen die Bebauung des Stintfangs, der 
ehemaligen Elbbastion Albertus, genannt:
■ Der Stintfang ist als Teil der alten Hamburger Befestigungs-

anlage ein historisch bedeutsames Denkmal. 
■ Er ist ein attraktiver und zentraler touristischer Anziehungs-

punkt und somit ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. 
■ Er weckt Begehrlichkeiten einzelner InvestorInnen und ist 

nur durch das Zusammenwirken vieler gesellschaftlicher 
Kräfte zu schützen und zu erhalten. 

Im März 2013 taufte die damalige Senatorin für Justiz und 
Gleichstellung, Jana Schiedek (SPD), den Platz vor der Jugend-
herberge als Paula-Karpinski-Platz. (Das wissen die wenigsten.) 
Seit Jahren ist dieses Areal begehrtes Bauland. 2003 sollte hier 
ein neunstöckiger Turm für die Körberstiftung entstehen, der 
für Proteste von AnwohnerInnen und anderer HamburgerInnen 
sorgte. Die Parteien argumentierten unterschiedlich, wie das 
»Hamburger Abendblatt« am 23. Oktober 2003 berichtete: 
»Uneinigkeit herrscht in der Bezirksversammlung Mitte über 

das geplante Hochhaus am Hafentor 7. Während sich CDU 
und Schill-Partei für den neunstöckigen Bau der Körber-Stif-
tung aussprachen, plädierte die SPD für eine kleinere Variante 
von fünf Etagen. Claudius Lieven (34, GAL): »Wir sind dafür, 
dass die Körber-Stiftung ein Gebäude in der HafenCity baut 
und nicht am Hafentor, am Sandtorkai wäre noch Platz.«

Dieser weise Rat wurde dann auch befolgt. Doch war dies 
offensichtlich nur die Ruhe vor dem nächsten Investoren-
Sturm. Nun will »Euroland« fast an gleicher Stelle, aber auf 
merklich größerem Grund und Boden, einen klotzigen Gebäu-
dekomplex errichten. Und erntete erhebliche Proteste, auch 
von Denkmalschützern wie Prof. Hermann Hipp (siehe Kasten, 
S. 14).

»Bürgerbeteiligung« wird zunehmend skeptisch gesehen. 
So überzeugten entsprechende Veranstaltungen mit Euroland, 
im großen Saal des JUKZ, die AnwohnerInnen kaum. Zwar war 
von Wohnungen für SeniorInnen und behinderte Studierende 
die Rede, aber vielen erschien dies eher als Feigenblatt denn 
als ernst gemeint, zumal der Aufstieg in den Saal des Jugend- 
und Kulturzentrums auch nicht barrierefrei sei – wie eine Be-
sucherin anmerkte. 

Das BürgerInnenengagement in der Neustadt braucht einen 
langen Atem, denn nach abgewehrter Musical-Seilbahn und 
Olympia bleibt die zunehmende Eventisierung ein Dauerthema. 
Die »Anwohnerinitiative Hafentor« lud im Oktober 2013 zum 
Weinfest auf dem Stintfang, Marina Zimmermann spielte Paula 
Karpinski. Dann wurde es lange still um den Stintfang, Zugän-
ge verrotteten – und auch unsere Nachfragen bei Bezirkspoliti-
kerInnen ergaben wenig, à la »das wurde im nicht-öffentlichen 
Teil des Ausschusses verhandelt, darüber darf ich nicht spre-
chen«. Nun soll ein neuer – uns allerdings bislang unbekannter 
Bauplan – vorliegen. So viel zum Thema »Bürgerbeteiligung«. 
Andere Städte punkten mit einem solch markanten Rest der 
Stadtbefestigung an zentraler Stelle. Hamburgs Wallanlagen 
haben die Stadt immerhin vor den Zerstörungen des Dreißig-
jährigen Kriegs bewahrt. Die Neustädter Initiative will es nicht 
hinnehmen, dass InvestorInnen und PolitikerInnen gemeinsam 
markante stadtgeschichtliche Denkmäler aus dem Stadtbild 
verschwinden lassen. 
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Kulturtipp: Täter und Opfer

Die Stadt im Frühling – auch von ihren versteckten Seiten 
– zu erkunden, dazu bieten sich natürlich die gut 220 Rund-
gänge der Hamburger Geschichtswerkstätten in rund zwei 
Dutzend Stadtteilen an. Das Programm gibt es unter www.
hamburger-geschichtswerkstaetten.de. Einen anderen Zu-
gang ermöglichen die Literarischen Hafenrundfahrten, z.B. 
am Freitag, den 29. April, wenn es um 17.00 Uhr ab Anleger 
Vorsetzen auf der Bille durch Hammerbrook geht, begleitet 
von Texten von SchriftstellerInnen, die den TeilnehmerInnen 
dieses 1943 untergegangene proletarische Hamburg näher-
bringen. Mehr unter www.seitenweise-hh-hamm.de. 

Aber eigentlich soll es dieses Mal um einen ganz anderen 
Kulturtipp gehen, einen, der Interessierte gerade nicht raus 
ins Grüne oder in die urbanen Stadtlandschaften lockt, son-
dern am heimischen PC hält. Anlass ist die Freischaltung der 
Datenbank »Die Dabeigewesenen«. Ein etwas umständlicher 
Titel, der sich um den Begriff »Täter« herumdrückt. Vielleicht, 
weil die verantwortliche Landeszentrale für politische Bil-
dung rechtliche Auseinandersetzungen scheut? Jedenfalls be-
steht seit dem 18. Februar die Möglichkeit, die Biografi en von 
Hamburger »NS-Täter/innen, Mitläufer/innen, Denunziant/in-
nen, Profi teur/innen, Karrierist/innen« näher zu studieren. 

»Nazis im Netz« titelte die »Welt am Sonntag« am 21. Februar 
zutreffend, und tatsächlich tauchen einige überraschende Na-
men und interessante Details auf. Wer www.hamburg.de/
ns-dabeigewesene anklickt, kann per Suchfunktion z.B. Da-
ten zu bestimmten Personen, Straßen und Stadtteilen ermit-
teln. Oder Erstaunliches über die Schauspielerin Heidi Kabel 
und den Architekten Fritz Höger lesen. Etwa 350 Biografi en 

befi nden sich in der Datenbank bereits, und es kommen per-
manent neue hinzu. Interessant ist die Auswahl auch, weil 
es in so manchem Quartier Anlass geben könnte, mehr oder 
weniger prominente Straßennamen zu hinterfragen. Auf ei-
ner Veranstaltung der Landeszentrale am Montag, den 4. 
April, um 18.00 Uhr im Gästehaus der Universität Hamburg 
(Rothenbaumchaussee 34), referiert die Sozial- und Medien-
wissenschaftlerin Dr. Brigitta Huhnke über »NS-belastete 
Straßennamen in Hamburg: Der Umgang mit der nationalsozi-
alistischen Vergangenheit«.

Und wo wir schon dabei sind, können wir auch noch an-
dere interessante Datenbanken empfehlen. Beispielsweise 
den Online-Atlas zu den Bücherverbrennungen der Nazis 
1933 (im Hamburger Raum in Eimsbüttel, St. Georg, Hohe-
luft, Lohbrügge und Bergedorf) unter https://verbrannte-
orte.de.

Wer sich mit den Biografi en von Hamburger Opfern des 
NS-Regimes beschäftigen möchte, sollte anklicken: www.stol-
persteine-hamburg.de/?MAIN_ID=7. Fast 5.000 verlegte Stol-
persteine, sortiert nach Straßen und Stadtteilen, sind hier 
inzwischen erfasst, ein beeindruckendes Kompendium der 
Verfolgung und auch des antifaschistischen Widerstandes.

Und zuguterletzt sei auch noch diese Adresse genannt: 
www.geschichtomat.de/. Für dieses deutschlandweit ein-
malige Projekt haben SchülerInnen Daten, Orte und Bilder 
zum jüdischen Hamburg damals und heute zusammengetra-
gen und in digitaler Form aufbereitet. Eine alternative Stadt-
erkundung am Bildschirm. Es geht aber natürlich auch an-
ders. Womit wir wieder beim Ausgangspunkt wären.

Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail beziehen 
oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder christiane.schneider@
linksfraktion-hamburg.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Lilien str. 15, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Christiane Schneider MdHB, Borgfelder Str. 83, 20537 Hamburg/Abgeordnetenbüro Lilien-
str. 15, 20095 Hamburg.
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